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Entwurf eines Gesetzes gegen den Handel mit illegal eingeschlagenem Holz 
(Holzhandels-Sicherungs-Gesetz - HolzSiG) 


A. Problem 

Der 2003 beschlossene EU -Aktionsplan „Rechtsdurchsetzung, Politikgestal- 
tung und Handel im Forstsektor“ (Forest Law Enforcement, Govemance and 
Trade — FLEGT) enthält Maßnahmen zur Bekämpfung des Problems des ille- 
galen Holzeinschlags. Durch die Verordnung (EG) Nr. 2173/2005 des Rates vom 
20. Dezember 2005 zur Errichtung eines FLEGT-Genehmigungssystems für 
Holzeinfuhren in die Europäische Gemeinschaft sowie die Verordnung (EG) 
Nr. 1024/2008 der Kommission vom 17. Oktober 2008 mit Durchführungsbe- 
stimmungen zu der Verordnung (EG) Nr. 2173/2005 des Rates vom 20. Dezem- 
ber 2005 zur Errichtung eines FLEGT-Genehmigungssystems für Holzeinfuhren 
in die Europäische Gemeinschaft sollen insbesondere illegale Holzeinfuhren in 
die EU verhindert sowie die Bekämpfung des illegalen Holzeinschlags in den 
Holzerzeugerländem unterstützt werden. Artikel 7 der Verordnung (EG) 
Nr. 2173/2005 verpflichtet die Mitgliedstaaten, die für die Durchführung dieser 
Verordnung zuständigen Stellen zu benennen. 


B. Lösung 

Der Entwurf eines Gesetzes gegen den Handel mit illegal eingeschlagenem Holz 
(Holzhandels-Sicherungs-Gesetz - HolzSiG) dient der Regelung der notwendi- 
gen Maßnahmen zur nationalen Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 2 1 73/2005 
sowie der zur Durchführung dieser Verordnung von Rat und Europäischer Kom- 
mission erlassenen Durchführungsbestimmungen. Als für Deutschland zustän- 
dige Behörde wird die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) 
benannt. 

Einstimmige Annahme des Gesetzentwurfs. 


C. Alternativen 

Keine. 
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D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Für den Bund entstehen Kosten für die Einrichtung eines IT-Systems zum Da- 
tenaustausch zwischen BLE und Zoll in Höhe von etwa 500 000 Euro. 

Für Länder und Gemeinden entstehen durch das Gesetz keine zusätzlichen Kos- 
ten. 

2. Vollzugsaufwand 

Kosten durch erhöhten Völlzugsaufwand entstehen für den Bund durch Amts- 
handlungen bei der BLE im Umfang von einer Stelle des gehobenen Dienstes. 
Die Mehrausgaben dafür betragen jährlich etwa 55 000 Euro. Hinzu kommen 
Sachausgaben in Höhe von etwa 20 000 Euro jährlich. 

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln zu den Nummern 1 und 2 soll 
finanziell und stellenmäßig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden. 


E. Sonstige Kosten 

Für die betroffenen Importeure von Holzprodukten können Kosten insbesondere 
dann entstehen, wenn Anhaltspunkte für einen Verstoß gegen die Verordnung 
(EG) Nr. 2173/2005 vorliegen. In diesem Fall sind weitere Überprüfungen erfor- 
derlich, wodurch es zu Verzögerungen der Abfertigung kommen kann. Die hier- 
durch entstehenden Kosten köimen nicht beziffert werden, da sie in hohem Ma- 
ße vom Einzelfall abhängen. Vor diesen Kosten kann sich der Importeur 
weitgehend dadurch schützen, dass er Holz nur von vertrauenswürdigen Expor- 
teuren bezieht. Im Normalfall kommt es nicht zu Verzögerungen der Abferti- 
gung und damit auch nicht zu Kosten der betroffenen Importeure. 

Durch die nationale Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 2173/2005 sind keine 
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver- 
braucherpreisniveau, zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Die Bürokratiebelastung aus gesetzlich veranlassten Informationspfiichten wird 
so gering wie möglich gehalten. 

Für die Bürgerinnen und Bürger werden durch den Gesetzentwurf keine Infor- 
mationspfiichten eingeführt. 

Für die Wirtschaft werden vier neue Informationspfiichten eingeführt, die zur 
nationalen Umsetzung des unmittelbar geltenden EU-Rechts erforderlich sind. 
Im Rahmen der sogenaimten Ex-ante-Schätzung werden hierdurch in den ersten 
Jahren Kosten von bis zu 47 346 Euro jährlich erwartet. 

Für die Verwaltung werden drei neue Informationspfiichten eingeführt. Der 
hierdurch entstehende Aufwand ist bereits bei der Ermittlung des Vollzugsauf- 
wands für den Bund berücksichtigt. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 17/5261 unverändert anzunehmen. 

Berlin, den 13. April 2011 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

Hans-Michael Goldmann Alois Gerig Petra Grone 

Vorsitzender Berichterstatter Berichterstatterin 


Dr. Christel Happach-Kasan 

B erichterstatterin 


Dr. Kirsten Tackmann 

B erichterstatterin 


Cornelia Behm 

B erichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Alois Gerig, Petra Crone, Dr. Christel Happach-Kasan, 
Dr. Kirsten Tackmann und Cornelia Behm 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung auf Drucksache 17/5261 in der 102. Sitzung am 
7. April 2011 an den Ausschuss für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucherschutz zur federführenden Beratung 
und an den Rechtsausschuss sowie an den Ausschuss für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zur Mitberatung 
überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Der 2003 beschlossene EU-Aktionsplan „Rechtsdurchset- 
zung, Politikgestaltung und Handel im Forstsektor“ (Forest 
Law Enforcement, Govemance and Trade - FLEGT) enthält 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Problems des illegalen 
Holzeinschlags. Durch die Verordnung (EG) Nr. 2173/2005 
des Rates vom 20. Dezember 2005 zur Errichtung eines 
FLEGT-Genehmigungssystems für Holzeinführen in die 
Europäische Gemeinschaft sowie der Verordnung (EG) 
Nr. 1024/2008 der Kommission vom 17. Oktober 2008 mit 
Durchführungsbestimmungen zu der Verordnung (EG) 
Nr. 2173/2005 des Rates vom 20. Dezember 2005 zur Er- 
richtung eines FLEGT-Genehmigungssystems für Holzein- 
führen in die Europäische Gemeinschaft sollen insbesondere 
illegale Holzeinführen in die EU verhindert sowie die Be- 
kämpfüng des illegalen Holzeinschlags in den Holzerzeuger- 
ländem unterstützt werden. Dabei geht es um Holzimporte 
aus Ländern, die mit der EU freiwillige Partnerschafts- 
abkommen abgeschlossen haben. In diesen Ländern wird mit 
EU-Unterstützung ein System zur Durchsetzung und Kon- 
trolle der einschlägigen Rechtsvorschriften aufgebaut. 
Sobald Abkommen in Kraft treten, dürfen Holzimporte aus 
diesen Ländern in die EU nur noch mit einer gültigen 
FLEGT-Genehmigung eingeführt werden. Artikel 7 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 2173/2005 verpflichtet die Mitgliedstaaten, 
die für die Durchführung dieser Verordnung zuständigen 
Stellen zu benennen. 

Der Entwurf eines Gesetzes gegen den Handel mit illegal 
eingeschlagenem Holz (Holzhandels-Sicherungs-Gesetz - 
HolzSiG) dient der Regelung der notwendigen Maßnahmen 
zur nationalen Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 2173/ 
2005 sowie der zur Durchführung dieser Verordnung von 
Rat und Europäischer Kommission erlassenen Durchfüh- 
rungsbestimmungen. Das HolzSiG benennt die BLE als zu- 
ständige Behörde für die Kontrolle der Einführen. Es regelt 
hierzu die Aufgaben und Eingriffsbefugnisse der BLE wie 
Datenaustausch, Kontrollmaßnahmen und Beschlagnah- 
mung von Holz. Weiterhin werden die Mitwirkung der Zoll- 
behörden bei Kontrollmaßnahmen an den Außengrenzen so- 
wie Straf- und Bußgeldvorschriften geregelt. 

Die ebenfalls erforderliche nationale Umsetzung der Verord- 
nung (EU) Nr. 995/2010 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Oktober 2010 über die Verpflichtungen 
von Marktteilnehruem, die Holz und Holzerzeugnisse in 
Verkehr bringen, soll zu einem späteren Zeitpunkt vorge- 
nommen werden. Hierzu sind zunächst noch die Durchfüh- 


rungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 995/2010 ab- 
zuwarten, die spätestens bis zum 3. Juni 2012 vorhegen 
müssen. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden 
Aussehüsse 

Der Rechtsausschuss hat in seiner 45. Sitzung am 13. April 
2011 den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksa- 
che 17/5261 beraten und einstimmig die Annahme des Ge- 
setzentwurfs empfohlen. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat in seiner 39. Sitzung am 13. April 2011 den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 17/ 
5261 beraten und einstimmig die Annahme des Gesetzent- 
wurfs empfohlen. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse 
im federführenden Aussehuss 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau- 
cherschutz hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 17/5261 
in seiner 38. Sitzung am 13. April 2011 abschließend bera- 
ten. 

Die Fraktion der CDU/CSU erklärte, sie begrüße den Ge- 
setzentwurf und stimme ihm zu. Der Gesetzentwurf sei ein 
wichtiger Einstieg bei der Bekämpfüng des Handels mit ille- 
gal eingeschlagenem Holz. Auch wenn derzeit erst mit drei 
Lieferländern Partnerschaftsabkommen bestünden, fänden 
bereits jetzt Verhandlungen mit weiteren Ländern statt. Die- 
ser Weg müsse weiter konsequent beschritten werden. Be- 
züglich der finanziellen Auswirkungen auf die öffentlichen 
Haushalte werde beim Gesetzentwurf die Verhältnismäßig- 
keit der Mittel gewahrt. 

Die Fraktion der SPD hob hervor, der vorliegende Gesetz- 
entwurf müsse in der Praxis auch entschlossen umgesetzt 
werden. Wichtig seien jetzt wirkungsvolle Kontrollen, die si- 
cherstellten, dass illegal eingeschlagenes Holz tatsächlich 
auch nicht importiert werde. Bei der Kontrollmethode bevor- 
zuge sie die Isotopenmethode, mit der das Herkunftsland 
bzw. die Herkunftsregion des Holzes nachgewiesen werden 
könne. Die derzeit geplante Anzahl der Stichprobenkontrol- 
len durch die Zollbehörden, die zu Beginn bei etwa 16 Fällen 
pro Jahr hegen solle, seien zu niedrig angesetzt. Insgesamt 
werde die Fraktion der SPD aber dem Gesetzentwurf zustiru- 
men. 

Die Fraktion der FDP betonte, es bestünde große Einigkeit 
darüber, den illegalen Holzeinschlag bekämpfen zu wollen, 
weil er eine der Ursachen von Waldzerstörung sei. Letzterer 
sollte auch im Interesse der Entwicklungs- und Schwellen- 
länder wirkungsvoll entgegengetreten werden. Der derzeit 
verfolgte Weg, freiwillige Partnerschaftsabkommen mit 
holzexportierenden Ländern abzuschließen, sei richtig. Be- 
züglich der durch das Gesetz für den Bund entstehenden 
Kosten für die Einrichtung eines IT-Systems zum Datenaus- 
tausch zwischen der Bundesanstalt für Landwirtschaft und 
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Ernährung und dem Zoll in Höhe von ca. 500 000 Euro bat 
sie die Bundesregierung um nähere Informationen zu den 
Kosten. Zudem fragte die Fraktion der FDP nach Stand und 
Anzahl der bereits abgeschlossenen Partnerschaftsabkom- 
men. Dabei müsse ein besonderes Augenmerk auf den Ab- 
schluss eines Abkommens mit Indonesien gelegt werden, da 
Schätzungen zufolge etwa die Hälfte des aus Indonesien ein- 
geführten Holzes aus illegalem Holzeinschlag stamme. Die 
Fraktion der FDP stimme dem Gesetzentwurf zu. 

Die Fraktion DIE LINKE, bemerkte, grundsätzlich stimme 
sie dem Gesetzentwurf zu. Der Abschluss von Partner- 
schaftsabkommen mit holzexportierenden Ländern könne 
aber nur ein erster wichtiger Zwischenschritt sein, dem jetzt 
weitere Schritte bei der Bekämpfung des Handels mit illegal 
eingeschlagenem Holz folgen müssten. Sie bat die Bundes- 
regierung in diesem Zusammenhang um Informationen, 
wann die nächste Gesetzesnovelle vorlegt werde. Bezüglich 
der Intensität der Kontrollen schloss sie sich der geäußerten 
Kritik, dass zunächst nur ca. 1 Prozent der importierten 
Hölzer stichprobenartig kontrolliert werden sollen, an. Sie 
fragte die Bundesregierung, ob bestimmte Importhölzer, bei 
denen der Verdacht auf illegalen Holzeinschlag höher sei, 
stärker kontrolliert würden. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN äußerte, auch 
sie werde dem vorliegenden Gesetzentwurf zustimmen. Es 
handele sich um eine späte Umsetzung der FLEGT- Ver- 
ordnung der EU vom Dezember 2005. Aus Sicht der Bun- 
desregierung wäre es offenbar nicht nötig gewesen, einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, solange noch nicht Partner- 
schaftsabkommen abgeschlossen worden seien. Die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bat die Bundesregierung um 
Informationen, mit welchen Lieferländern bereits Partner- 
schaftsabkommen bestünden und mit welchen Lieferländern 


Berlin, den 13. April 2011 

Alois Gerig Petra Crone 

B erichterstatter B erichterstatterin 

Dr. Kirsten Taekmann Cornelia Behm 

B erichterstatterin B erichterstatterin 


Verhandlungen aufgenommen worden seien. Sie begrüße es, 
dass die EU mit der FLEGT- Verordnung nunmehr ein fak- 
tisches Verbot für illegal eingeschlagenes Holz beschlossen 
habe, das für alle Länder gelte. Sie bat die Bundesregierung 
um Auskunft, worauf sich ihre Aussage beziehe, dass 3 bis 
6 Prozent des nach Deutschland eingeführten Holzes aus il- 
legaler Herkunft stamme. 

Die Bundesregierung betonte, jährlich werde weltweit eine 
Fläche von 13 Millionen ha entwaldet. Dies verursache bis 
zu 20 Prozent der weltweiten C02-Emissionen. Sie unter- 
stütze aktiv die EU-Maßnahmen zur Bekämpfung des illega- 
len Holzeinschlags. Die weltweite Waldzerstörung lasse sich 
nur aufhalten, wenn sich eine legale und nachhaltige Wald- 
nutzung in allen Ländern wirtschaftlich lohne und damit 
Anreize zur Walderhaltung gegeben würden. Das helfe der 
gesamten Holzwirtschaft. Der durch das HolzSiG und die 
dazugehörigen EU- Verordnungen erforderliche Aufwand, 
sowohl für die Wirtschaft als auch für die zuständigen Be- 
hörden, sei durch das wichtige Ziel, illegalen Holzeinschlag 
zu unterbinden, gerechtfertigt. Derzeit würden Partner- 
schaftsabkommen mit mehreren Ländern ausgehandelt. Da- 
bei lägen drei Partnerschaftsabkommen - mit Ghana, Kame- 
run, Kongo (Brazzaville) - bereits vor. Das Abkommen mit 
der Zentralafrikanischen Republik stehe kurz vor der Unter- 
zeichnung. Den stichprobenartigen Kontrollen bei importier- 
ten Hölzern würde ein risikobasierter Ansatz zugrunde lie- 
gen. Wenn es konkrete Verdachtsmomente bei bestimmten 
Regionen oder bei bestimmten Holzarten gebe, würde die 
Probenzahl entsprechend erhöht. 

Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft nnd Ver- 
braucherschutz beschloss einstimmig dem Deutschen Bun- 
destag zu empfehlen, den Gesetzentwurf auf Drucksache 17/ 
5261 unverändert anzunehmen. 


Dr. Christel Happach-Kasan 

B erichterstatterin 
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